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Zum Handlungsfeld Polizierende Präsenz 
Forschungsprojekt „Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt“ an der   
Hessischen Hochschule für Polizei und Verwaltung     
- Sachstand für März 2011 - 
 
Hermann Groß und Nathalie Hirschmann 
 
1. Forschungsgegenstand 
Vor dem Hintergrund veränderter Zuständigkeiten, dem Wunsch nach mehr 
Sicherheit seitens des Bürgers und wirtschaftlich Handelnder („Sicher-
heitskonsumenten“ bzw. „Sicherheitsadressaten“), der damit einhergehen-
den Forderung nach mehr sichtbarer Präsenz von Sicherheits- und Ord-
nungskräften („Sicherheitsproduzenten“) im (halb-)öffentlichen Raum so-
wie einer veränderten Sicherheitsarchitektur haben sich die Rahmenbedin-
gungen kommunaler Sicherheit in den letzten Jahren stark verändert. So 
treten ergänzend oder alternativ neben die Organisation (Vollzugs-)Polizei 
öffentlich (z.B. Freiwilliger Polizeidienst, Sicherheitswacht) oder kommu-
nal organisierte (z.B. Stadtpolizei als Exekutivorgan eines Ordnungsamtes) 
sowie primär wirtschaftlich agierende Sicherheitsakteure in Form von pri-
vaten Sicherheitsunternehmen.1 
Ein Handlungsfeld des Forschungsprojekts zur „Kooperativen Sicherheits-
politik in der Stadt – KoSiPol“, welches an der Hessischen Hochschule für 
Polizei und Verwaltung (HfPV) durchgeführt wird, befasst sich mit dem 
Aspekt der „Polizierenden Präsenz“. Unter polizierender Präsenz werden in 
diesem Zusammenhang das optische Erscheinungsbild, die Begrifflichkei-
ten und die damit verbundenen Selbstdarstellungseffekte von Organisatio-
nen und Individuen bei der Herstellung und Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Ordnung im öffentlichen, halböffentlichen und privaten Raum ver-
standen.2 Im Mittelpunkt des Forschungsinteresses im Bereich Polizierende 
Präsenz steht die Betrachtung verschiedener Akteure: Vollzugspolizei, 
Freiwilliger Polizeidienst als Beispiel für ehrenamtliches Bürgerengage-
ment, Stadtpolizei als Außendienst eines Ordnungsamtes sowie das private 
                                           
1
  Sowohl im wissenschaftlichen als auch öffentlichen Diskurs fehlt ein einheitlich ge-
führter Begriff bezüglich privater Sicherheitsdienstleister. So stehen Begriffe wie 
„Privates Sicherheitsgewerbe“, „Private Sicherheitsdienstleister“ oder „Private Si-
cherheitsunternehmen“ oft gleichbedeutend nebeneinander. 
2
  Der Begriff der polizierenden Präsenz geht auf eine Anregung von Bernhard Frevel 
zurück. 
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Sicherheitsgewerbe für die Bereiche öffentlicher und halböffentlicher Si-
cherheit.3 Unter Berücksichtigung verschiedener Gesichtspunkte wie der 
Produktion von Sicherheit, bürgerschaftliches Sicherheitsempfinden und 
Sicherheitswahrnehmung, Gefahrenabwehr und Strafverfolgung, Vernet-
zungsart sowie Akzeptanz und wechselseitige Eindrücke der genannten 
Akteure sollen deren Träger- und Kompetenzstruktur näher untersucht 
werden.  
2. Analysedimensionen 
Für das Handlungsfeld Polizierende Präsenz gelten die nachfolgend aufge-
führten fünf Dimensionen als auswertungsleitend:  
2.1 Ikonographie Polizierender Präsenz  
Aufgrund der bereits genannten Vielzahl an Sicherheitsproduzenten scheint 
sich eine „neue Unübersichtlichkeit in der Sicherheitsproduktion“ einzu-
stellen, die sich u.a. durch eine Angleichung des äußeren Erscheinungsbil-
des (Uniformierung, Fahrzeuge und andere Ausrüstungsgegenstände) zu 
verstärken scheint. Nach § 12 Bewachungsverordnung müsste eigentlich 
die Verwechslungsgefahr hinsichtlich der Dienstkleidung von Mitarbeitern 
privater Sicherheitsunternehmen mit den Uniformen behördlicher Sicher-
heitskräfte zwingend ausgeschlossen sein. Diese Unterscheidbarkeit war 
durch die beige-grüne Uniformierung der Länderpolizeien, die 1976 bun-
deseinheitlich eingeführt wurde, und der dunkelblauen Dienstkleidung des 
privaten Sicherheitsgewerbes gewährleistet. Allerdings ist seit längerem ein 
Re(uni)formierungswille bei der Polizei spürbar, der sich unter anderem im 
äußeren Erscheinungsbild wiederspielt.4 Bereits im Frühjahr 2002 fand sich 
in Hamburg eine Arbeitsgruppe bestehend aus Polizeibeamten, Personalrat 
und Vertretern der Handelskammer zusammen, um über die Einführung 
und Finanzierung neuer funktionaler Dienstuniformen zu beraten. Ziel war 
neben einer Steigerung der Funktionalität und des Ausstattungsgrades auch 
eine Verbesserung des Tragekomforts. So sollten die neuen Uniformen 
                                           
3
  Im KoSiPol-Projekt findet eine konzentrierte Betrachtung desjenigen Gewerbes statt, 
welches mit Sicherheit und Ordnung im (halb-)öffentlichen Raum befasst ist. Als 
halböffentliche bzw. halbprivate Räume gelten solche Örtlichkeiten, die von privater 
Seite zur gemeinschaftlichen Nutzung angeboten werden und in der Regel öffentlich 
zugänglich sind wie z.B. Bahnhöfe oder Einkaufszentren. Halböffentliche Räume un-
terliegen letztlich dem Hausrecht und der privatrechtlichen Nutzung des Eigentümers 
(vgl. Berding & Kuklinski & Selle 2003: 76). 
4
  Die blaue Uniform fungiert auch als Symbol der Polizeien in Europa. Die Polizeien 
Frankreichs und Italiens tragen bereits blaue Dienstkleidung (vgl. Rein 2011: 3).  
Handlungsfeld Polizierende Präsenz 
3 
leichter, komfortabler, witterungsbeständiger und atmungsaktiver sein. Die 
Vorfinanzierung durch die Hamburger Wirtschaft ermöglichte eine zügige 
Umsetzung, sodass sich die Vollzugspolizei bereits im Sommer 2005 in 
einheitlich blauer Dienstkleidung präsentieren konnte (vgl. Rein 2011: 3f, 
7). Mit Ausnahme Bayerns und des Saarlandes5, wo derzeit (noch) keine 
Umstellung geplant ist, folgten alle Bundesländer dem Trend zur blauen 
Dienstuniform (siehe Übersichtstabelle im Anhang).6 Das vormals einheit-
liche Erscheinungsbild der Länderpolizeien wird allerdings durch die Um-
stellung auf die neue blaue Polizeifarbe zum Teil wieder revidiert, weil 
keine bundeseinheitliche Farbgebung umgesetzt wurde. So finden sich ver-
schiedenartige blaue Uniformmodelle in den jeweiligen Bundesländern 
(vgl. Dörries 2008; vgl. Rein 2011). Auch bei Akteuren wie dem Freiwilli-
gen Polizeidienst oder der Stadtpolizei hat eine Umstellung auf blaue 
Dienstuniformen stattgefunden oder ist zumindest angedacht. Mit der Um-
stellung der Polizeifarbe von grün auf blau scheint die gesetzlich vorgege-
bene eindeutige Unterscheidbarkeit zwischen den einzelnen Sicherheits-
produzenten zu schwinden, wenngleich farblich nuancierte Abstufungen 
bestehen. Daher stellt sich für das Handlungsfeld die Frage nach der (ge-
genseitigen) Erkennbarkeit und Funktionalität sowohl für den Bürger als 
auch für die Sicherheits- und Ordnungskräfte selbst. 
2.2 Semantik Polizierender Präsenz  
Neben dem Begriff der (Vollzugs-)Polizei lassen sich zunehmend weitere  
Bezeichnungen finden, die mit der Produktion von Sicherheit und Ordnung 
in Verbindung stehen: Freiwilliger Polizeidienst, Stadtpolizei, Hilfs- oder 
Wachpolizei sind nur einige aktuell zu findende Begrifflichkeiten. So kön-
nen bspw. Mitarbeiter privater Sicherheitsdienstleister von der zuständigen 
Behörde zur Ausführung bestimmter polizeilicher Tätigkeiten wie der Auf-
nahme von Bagatellunfällen, Streifendiensttätigkeiten oder Verkehrsüber-
wachungen beliehen werden. Wachpolizeibeamte, die Aufgaben in den Be-
                                           
5
  Bayern und das Saarland argumentieren gegen die Umstellung mit der stetig erfolg-
ten Anpassung und Verbesserung der beige-grünen Funktionskleidung an die aktuel-
len Bedürfnisse, sodass eine Neubeschaffung von Dienstkleidung als (noch) nicht 
notwendig erachtet wird (vgl. Rein 2011: 5).  
6
  Zwischen Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Niedersachsen bestand hinsichtlich der Ausgestaltung und Umsetzung der neuen 
Dienstbekleidung eine Kooperation, sodass sich dort ähnliche Uniformen – auch was 
die Uniformfarbe betrifft – finden lassen. Ebenso bestand eine solch kooperierende 
Zusammenarbeit zwischen Berlin, Brandenburg und Sachsen sowie zwischen Hessen 
und Thüringen. Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz blieben 
hingegen autark (vgl. Rein 2011: 4f). 
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reichen Gefahrenabwehr und Verfolgung von Straftaten und Ordnungswid-
rigkeiten übernehmen und arbeitsentlastend wirken sollen, verfügen über 
Befugnisse von Hilfspolizeibeamten; z.B. für Hamburg nach § 29 Gesetz 
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (SOG), für Niedersachsen 
nach § 95 SOG, für Hessen nach § 99 SOG (vgl. Hessisches Landeskrimi-
nalamt 2010). Auch dabei zeigt sich, dass trotz gleicher bzw. ähnlich fun-
gierender Akteure keine bundeseinheitliche Begriffsgrundlage gegeben ist. 
Selbst innerhalb eines Bundeslandes lassen sich Unterschiede zwischen 
denselben Sicherheitsproduzenten finden (so z.B. die Bezeichnungen Ord-
nungs- und Stadtpolizei als Außendienste des Ordnungsamtes für das Land 
Hessen). Die zweite Analysedimension befasst sich daher mit den im Rah-
men des zu untersuchenden Handlungsfeldes aufkommenden Begrifflich-
keiten: „Wer heißt wie und warum heißt er so?“  
2.3 Topographie Polizierender Präsenz  
Die im Handlungsfeld betrachteten Sicherheitsproduzenten bedienen unter-
schiedliche Sicherheits- und Ordnungsräume. Während öffentliche Räume 
im Zuständigkeitsbereich der öffentlichen Hand liegen und öffentliche Si-
cherheit durch die Vollzugspolizei zu gewährleisten ist, sind für die Über-
wachung halböffentlicher oder privater Räume vornehmlich private Sicher-
heitsdienstleister zuständig (vgl. Berding & Kuklinski & Selle 2003: 76). 
Diese dichotome Behandlung der Zuständigkeiten in „öffentlich“ und „pri-
vat“ zeigt sich auch in einem Urteil der fünften Kammer des Europäischen 
Gerichtshofs: Nach Auffassung des Gerichts sollen private Sicherheitsun-
ternehmen eigentlich nicht direkt und spezifisch „an der Ausübung der öf-
fentlichen Gewalt“ (Urteil vom 9.3.2000, Rs C-355/98) beteiligt sein. In-
folge des sich verändernden Sicherheitsmarktes lassen sich jedoch Über-
schneidungen und damit verbundene Neuaufteilungen und Verlagerungen 
von Aufgabenbereichen beobachten. Daher ist zu fragen, welche Akteure 
unter welchen Bedingungen und aufgrund welcher Befugnisse in Aktion 
treten: „Wer ist wann wo und aufgrund welcher Befugnisse aktiv tätig und 
wer definiert, wo welcher Akteur wirken kann?“ 
2.4 Organisationen Polizierender Präsenz 
Die deutsche Sicherheitsinfrastruktur ist in zunehmendem Maße von Si-
cherheitsnetzwerken bzw. Sicherheits- und Ordnungspartnerschaften 
durchzogen (vgl. Stober 2002: 65). So lassen sich Zusammenschlüsse von 
Länderpolizeien mit kommunal und/oder privatwirtschaftlich organisierten 
Akteuren, Verbänden, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Einrichtun-
gen oder Bürgern finden (vgl. Schümchen 2006: 207). Infolge dieser „neu-
en Sicherheitsarchitektur“ (Olschok 2006: 106) scheint der Blick auf orga-
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nisationsübergreifende Formen der Zusammenarbeit zwischen den genann-
ten Sicherheitsakteuren unerlässlich. Dabei stellt sich die Frage, welche 
Formen derartige Kooperationen annehmen und wie diese von den beteilig-
ten Akteuren selbst bewertet werden: „Wer arbeitet mit wem unter welchen 
Bedingungen und wie zusammen?“ 
2.5 Staatliches Gewaltmonopol 
Infolge eines sich „verschlankenden Polizeiapparates“ – wenngleich die 
Polizei nach wie vor als institutionelle Trägerin öffentlicher Sicherheit und 
Ordnung im Innern gilt (vgl. Expertenkommission Staatskritik 2003: 110) – 
und einem zunehmenden Rückzug des Staates aus vielen öffentlichen Be-
reichen werden Aufgabenfelder freigesetzt, die – so scheint es – von alter-
nativen Akteuren besetzt werden müssen, um den Bedürfnissen der Sicher-
heitskonsumenten bzw. Sicherheitsadressaten nachkommen zu können 
(vgl. Stolzlechner 2002: 27ff). Im Rahmen dieser Analysedimension findet 
daher die Beschäftigung mit der Privatisierung bzw. Entstaatlichung öffent-
licher Sicherheit durch eine zunehmende Aufgabenübertragung originärer 
polizeilicher Tätigkeiten von der Vollzugspolizei auf andere Sicherheits-
produzenten (insbesondere auf das private Sicherheitsgewerbe) statt. Aus 
Sicht der jeweiligen Akteure wird daher zu fragen sein, inwieweit das staat-
liche Gewaltmonopol durch eine Aufgabenverlagerung bzw. Aufgaben-
übertragung eingeschränkt oder in Frage gestellt wird. Mit dieser Betrach-
tung sind auch Überlegungen zu Laisierungs- und Deprofessionalisierungs-
tendenzen in der deutschen Polizeilandschaft verbunden.7  
Die Ausdifferenzierung und Spezialisierung von öffentlicher und privater 
Sicherheit und Ordnung scheint eine zunehmende Technisierung (z.B. in 
Form der Videoüberwachung, der automatischen Gesichtserkennung oder 
maschinenlesbarer Ausweise) mit sich zu bringen. So ist zu vermuten, dass 
je nach Handlungsbefugnis und topographischer Verortung der zu betrach-
tenden Sicherheitsproduzenten große Unterschiede bezüglich der techni-
schen Ausstattung gegeben sind. Die Techniken Polizierender Präsenz so-
wie die rechtlichen Grundlagen, die hinsichtlich der Aufstellung neuer Ak-
teure erlassen werden, gehören zwar zum theoretischen Konzept des Hand-
lungsfeldes Polizierende Präsenz, sind aber anhand des zugrundeliegenden 
Datenmaterials (qualitative Interviews) nicht zu untersuchen. So entziehen 
sich insbesondere rechtliche Fragen nach den Entstehungsbedingungen und 
Erarbeitungsschritten von Gesetzen, die auf die zu beobachtenden Akteure 
Bezug nehmen, in der Regel der Kenntnis vieler Gesprächspartner und 
können daher in der Auswertung nur flankierend berücksichtigt werden.  
                                           
7
  Verweis auf den Tagungsband von Groß & Schmidt (2011) zur 13. Tagung „Empiri-
sche Polizeiforschung“ vom 1. bis 3. Juli 2010. 
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3. Ausgangsmaterial: Datenerhebung und Verschriftlichung 
der leitfadengestützten qualitativen Interviews 
Neben bürgerschaftlichen Bewertungen hinsichtlich der Präsenz polizie-
render Akteure und dem damit potentiell verbundenen subjektiven Sicher-
heitsempfinden werden als methodischer Feldzugang leitfadengestützte 
qualitative Interviews mit Sicherheitsproduzenten einerseits und kommu-
nalpolitischen Akteuren andererseits geführt, die anschließend zu analysie-
ren und zu quantitativen Daten aus Bürgerbefragungen in Beziehung zu 
setzen sind. Die quantitativen Daten werden ebenfalls im Rahmen des Ko-
SiPol-Projekts durch Mitarbeiter der Ernst-Moritz-Arndt-Universität 
Greifswald erhoben und für das Teilprojekt Polizierende Präsenz aufberei-
tet bzw. bereinigt zur Verfügung gestellt. 
Zur Bearbeitung der vorgestellten Analysedimensionen wurden vier Fall-
beispiele (Städte8) gewählt und dort leitfadengestützte qualitative Inter-
views9 mit Vertretern der Führungs- und Entscheidungsebene, mit Mitar-
beitern und Angehörigen der Ausführungsebene von Vollzugspolizei, 
Freiwilligem Polizeidienst, Stadtpolizei und dem privaten Sicherheitsge-
werbe sowie mit kommunalpolitischen Akteuren geführt. Insgesamt konn-
ten bisher durch die handlungsfeldverantwortliche wissenschaftliche Mit-
arbeiterin der HfPV 33 Interviews realisiert werden. Die Interviews fanden 
bis auf eine Ausnahme in den eigenen Räumlichkeiten (Büro oder Bespre-
chungsraum) der jeweiligen Gesprächspartner statt. Drei der geführten In-
terviews stellen Gruppengespräche mit bis zu drei Interviewpartnern dar10, 
sodass Interviewmaterial von 38 Personen vorliegt, das sich auf die vier 
Fallbeispiele wie folgt verteilt:  
Die Großstadt „M“ ist als Fallbeispiel zur Analyse der Träger- und Kompe-
tenzstruktur von Vollzugspolizei und Stadtpolizei in Hessen ausgewählt 
worden. Der Feldzugang erfolgte ohne Probleme, sodass insgesamt 12 In-
terviewpartner gewonnen werden konnten: vier Personen aus den Reihen 
der Vollzugspolizei (Führungs- und operative Ebene), drei Mitarbeiter der 
Stadtpolizei (Führungs- und operative Ebene), ein Vertreter des Ordnungs-
amtes auf Führungsebene und vier Akteure aus der Lokalpolitik. Mit Aus-
nahme von zwei Interviewpartnern der Stadtpolizei auf operativer Ebene 
sind alle Gesprächspartner durch die handlungsfeldverantwortliche Mitar-
beiterin direkt angesprochen und um die Interviewteilnahme gebeten wor-
                                           
8
  Zur Wahrung der Anonymität werden die Untersuchungsorte verschlüsselt widerge-
geben. 
9
  Zum leitfadengestützten qualitativen Interview: Hirschmann & Kaup (2011). 
10
  Bei der Akquirierung der Interviewpartner wurde zwar darauf geachtet, dass es sich 
um Einzelinterviews - Interviewführerin und Befragte(r) - handelt. Allerdings war 
dies situationsbedingt nicht für alle geführten Interviews realisierbar.  
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den. Das Gruppeninterview mit den beiden Mitarbeitern der Stadtpolizei 
wurde durch den dortigen Amtsleiter angeregt.  
In der Mittelstadt „N“ und der Kleinstadt „O“ stehen die Modelle des Frei-
willigen Polizeidienstes im Mittelpunkt. Die Betrachtung dieser beiden 
Modelle hinsichtlich der strukturellen Einbindung in den jeweiligen Poli-
zeivollzugsdienst anhand dieser beiden Fallbeispiele ist insofern von Vor-
teil, da sich das Modell Hessens von dem in Baden-Württemberg in einigen 
Punkten erheblich unterscheidet und dies Auswirkungen auf die Eigen- so-
wie Fremdwahrnehmung haben könnte. Trotz anfänglicher Feldzugangs-
schwierigkeiten zu geeigneten Interviewpartnern für die Stadt „N“, die 
nach erfolgter behördlicher Überprüfung und Genehmigung sehr schnell 
überwunden werden konnten, liegt Interviewmaterial von drei Vollzugsbe-
amten, drei Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes, einem Vertreter 
des Ordnungsamtes und zwei politischen Akteuren vor. Der Zugang zur 
Stadt „O“ erwies sich als unproblematisch, sodass fünf Interviews mit 
Vollzugspolizisten, einem Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes 
und zwei Akteuren der Lokalpolitik geführt werden konnten. Die Auswahl 
der Gesprächspartner auf Seiten der Vollzugspolizei und des Freiwilligen 
Polizeidienstes erfolgte sowohl für die Stadt „N“ als auch für die Stadt „O“ 
nicht durch die Mitarbeiterin der HfPV, sondern durch den jeweiligen An-
sprechpartner der Vollzugspolizei.  
Zur genaueren Betrachtung einer kooperativen vertraglichen Zusammenar-
beit zwischen Vollzugspolizei und dem privaten Sicherheitsgewerbe steht 
die Großstadt „P“ zur Wahl. Dabei erwies sich der Feldzugang am schwie-
rigsten, was gegenüber den anderen Fallbeispielen eine kleine zeitliche 
Verzögerung bezüglich der Interviewakquirierung zur Folge hatte. So 
musste zunächst ein offizieller Antrag an die Vollzugspolizei gestellt und 
eine Genehmigung zur Interviewführung mit Vertretern der Polizei bean-
tragt werden. Auch auf Seiten des privaten Sicherheitsgewerbes ergaben 
sich kleinere Schwierigkeiten, die jedoch nicht weiter ins Gewicht fielen. 
Nachdem die Genehmigung von offizieller Seite ergangen war11, zeigten 
sich alle angesprochenen Interviewpartner gesprächsbereit, allerdings kam 
es infolge terminlicher Engpässe bei Vertretern privater Sicherheitsdienste 
zu Interviewverschiebungen. Insgesamt wurden vier Vollzugsbeamte (Füh-
rungs- und operative Ebene), ein politischer Akteur sowie drei Angehörige 
des privaten Sicherheitsgewerbes interviewt. Mehr politische Akteure 
konnten trotz intensiver Bemühungen nicht gewonnen werden. Alle 38 Ge-
sprächspartner wurden über die Verwendung der im Interview erhobenen 
Daten informiert und über den Datenschutz mit Verweis auf die Gewähr-
                                           
11
  Die grundsätzliche Haltung der angesprochenen Vertreter des privaten Sicherheits-
gewerbes gegenüber einem Interview war positiv, hing aber letztlich von der Zu-
stimmung der Vollzugspolizei in „P“ ab.  
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leistung ihrer Anonymität mündlich und schriftlich aufgeklärt. Die Sprach-
daten wurden mittels eines digitalen Audiogerätes12 aufgezeichnet. Die 
Einwilligung der Interviewpartner zur Audioaufzeichnung sowie zur weite-
ren Verwendung der aufgezeichneten Sprachdaten wurde vor dem Inter-
viewbeginn und nach der Beendigung des Interviews eingeholt und liegt in 
schriftlicher Form vor.13 
 
Die Verschriftlichung der gewonnenen Sprachdaten aus den 33 Interviews 
erfolgte mit Hilfe der Transkriptionssoftware f4. Die so gewonnenen Tran-
skripte lassen sich für die weitere inhaltsanalytische Auswertung in die 
QDA-Software MAXQDA 10 importieren. Die Verschriftlichung der In-
terviews durch erfahrene Transkribiererinnen ist bis Ende April 2011 ge-
plant, sodass mit der Datenauswertung im Mai begonnen werden kann. Als 
besondere Transkriptionsanweisung wurde festgehalten, dass auf eine Ver-
schriftlichung gleichzeitigen Sprechens (Interviewer und interviewte Per-
son) und eine Beibehaltung des Dialekts ausbleibt. Da der Inhalt im Vor-
dergrund steht wurde vereinbart, Äußerungen wie „äh“ und Ähnliches nicht 
zu berücksichtigen.  Unsichere Transkriptionen sind in Klammern zu set-
zen und mit einem Timecode14 (Zeitmarker) für eine nochmalige Überprü-
fung zu versehen.  
 
Der nächste Verfahrensschritt im Forschungsprojekt Polizierende Präsenz 
sieht nach erfolgter Verschriftlichung die Auswertung der leitfadengestütz-
ten qualitativen Interviews sowie der quantitativen Daten aus der Bürgerbe-
fragung für die ausgewählten Fallbeispiele vor. 
                                           
12
  Für das Handlungsfeld Polizierende Präsenz kam das digitale Aufnahmegerät Olym-
pus DM-550/DM-450 zum Einsatz. 
13
  Die Audioaufzeichnung der Interviews war ohne nennenswerte Einwände seitens der 
Gesprächspartner möglich. Nach dem Interview wurden die Gesprächspartner zudem 
um eine schriftliche Einwilligung hinsichtlich der Datentranskription und Datenver-
wertung gebeten. Dieser Bitte kamen alle Gesprächspartner nach. 
14
  Die Materialverschriftlichung mit dem Transkriptionssoftware f4 ermöglicht das Set-
zen von Zeitmarken. Diese Funktion wird in MAXQDA 10 unterstützt und ermög-
licht das erneute Anhören des Originalmaterials (Audiodateien) im Falle unklarer In-
terviewstellen.  









1. Wie wird mehr Sicherheit und Ordnung in der Stadt „M“ erreicht? 
 
Modul 1: Stadtpolizei 
2. Welche Kompetenzen muss bzw. soll man Ihrer Meinung nach für ei-
ne Tätigkeit bei der Stadtpolizei mitbringen?  
3. Wie beurteilen Sie die Einstellungsvoraussetzungen für die Stadtpoli-
zei in der Stadt „M“? 
4. Wie bewerten Sie die Ausbildung zum Stadtpolizisten? 
5. Wie habe ich mir die Arbeit eines Stadtpolizisten vorzustellen? 
6. Wo werden Stadtpolizisten konkret eingesetzt? 
7. Wie nehmen Sie das Aufeinandertreffen von Stadtpolizisten mit dem 
Bürger so im Allgemeinen wahr? 
 
Modul 2: Stadtpolizei - Ordnungsamt  
8. Wie habe ich mir eine Zusammenarbeit der Stadtpolizei als Exekutive 
des Ordnungsamtes mit dem Ordnungsamt selbst vorzustellen? [nur 
Führungsebene] 
9. Inwieweit wird das Ordnungsamt in Entscheidungsfindungen – z.B. 
Einsatzgebiete der Stadtpolizei etc. – eingebunden? [nur Führungs-
ebene] 
10. Betrachten Sie die Stadtpolizei als Teil des Ordnungsamtes? 
 
Modul 3: Stadtpolizei – Vollzugspolizei 
11. Der Name „Stadtpolizei“ weist eine stärkere Nähe zur Vollzugspolizei 
auf. Wie bewerten Sie diese Nähe? 
12. Es gibt in der Stadt „M“ wie in vielen anderen Städten eine Sicher-
heits- und Ordnungspartnerschaft der Stadtpolizei mit der Vollzugspo-
lizei. Wie kam es dazu? [nur Führungsebene] 
13. Inwieweit war die Ordnungsamts-Leitung in die Planung der Koopera-
tionsvereinbarung zwischen Stadtpolizei und Vollzugspolizei einge-
bunden? [nur Führungsebene] 
14. Welche Rückmeldungen zur Kooperation zwischen Stadtpolizei und 
Vollzugspolizei sind Ihnen von den Bürgern bekannt? 
15. Wie sieht nun die Zusammenarbeit der Stadtpolizei mit der Vollzugs-
polizei für die Stadt „M“ konkret aus?   
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16. Welche konkreten vollzugspolizeilichen Aufgaben werden von der 
Stadtpolizei übernommen?   
17. Welche Veränderungen stellen Sie in der Arbeit der Vollzugspolizei 
durch die Tätigkeit der Stadtpolizei fest? 
18. Wie empfinden Sie die Zusammenarbeit mit der Vollzugspolizei? 
19. Wie beurteilen Sie die weiteren Aussichten für die Kooperation zwi-
schen Stadtpolizei und Vollzugspolizei? 
20. Was unterscheidet die Stadtpolizei überhaupt noch von der Vollzugs-
polizei? 
 
Modul 4: Weitere Sicherheits- und Ordnungspartner  
21. Wie kann eine Zusammenarbeit zwischen Stadtpolizei/Ordnungsamt 
und Privaten Sicherheitsdiensten konkret aussehen?  
22. In einigen Bundesländern wird ehrenamtliches Bürgerengagement zur 
Unterstützung des Polizeivollzugsdienstes im Bereich der kommuna-
len Kriminalprävention als unverzichtbar angesehen. Was ist Ihre 
Meinung dazu? 
23. Wie bewerten Sie den Freiwilligen Polizeidienst, den es auch in der 
Stadt „M“ gibt, für die dortige Sicherheits- und Ordnungslage? 
24. Auf welche Institutionen/Organisationen sollte die Sicherheits- und 
Ordnungspartnerschaft für die Stadt „M“ Ihrer Meinung nach noch 
ausgeweitet werden? 
 
Modul 5: Bewertung  
25. Braucht die Stadt „M“ wirklich eine Stadtpolizei?  
26. Wie bewerten Sie abschließend die Zukunft der Stadtpolizei in der 
Stadt „M“? 
 
b.) Vollzugspolizei  
 
Opening 
1. Wie wird mehr Sicherheit und Ordnung in der Stadt „M“ erreicht? 
 
Modul 1: Stadtpolizei  
2. Wie passt nun Ihres Erachtens die Stadtpolizei der Stadt „M“ in dieses 
Bild?  
3. Wie bewerten Sie die Ausbildung zum Stadtpolizisten? 
4. Wie stellen Sie sich die Arbeit eines Stadtpolizisten vor? 
5. Wo werden Stadtpolizisten Ihres Wissens eingesetzt? 
6. Wie nehmen Sie das Aufeinandertreffen von Stadtpolizisten mit dem 
Bürger so im Allgemeinen wahr? 
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Modul 2: Stadtpolizei - Vollzugspolizei 
7. Der Name „Stadtpolizei“ weist eine gewisse Nähe zur Vollzugspolizei 
auf. Wie bewerten Sie diese Nähe? 
8. Es gibt in der Stadt „M“ wie in vielen anderen Städten auch eine 
Sicherheits- und Ordnungspartnerschaft der Stadtpolizei mit der 
Vollzugspolizei. Wie kam es dazu? 
9. Wie sieht nun die Zusammenarbeit der Stadtpolizei mit der 
Vollzugspolizei für die Stadt „M“ konkret aus?   
10. Welche Veränderungen stellen Sie in der Arbeit der Vollzugspolizei 
durch die Tätigkeit der Stadtpolizei fest? 
11. Wie empfinden Sie die Zusammenarbeit mit der Stadtpolizei? 
12. Wie beurteilen Sie die weiteren Aussichten für die Kooperation 
zwischen Stadtpolizei und Vollzugspolizei? 
13. Was unterscheidet die Stadtpolizei überhaupt noch von der 
Vollzugspolizei? Wo sehen Sie Schnittstellen, wo Abgrenzungen? 
14. Welche Rückmeldungen zur Kooperation zwischen Stadtpolizei und 
Vollzugspolizei sind Ihnen von den Bürgern bekannt? 
 
Modul 3: Weitere Sicherheits- und Ordnungspartner  
15. Wie kann eine Zusammenarbeit zwischen Vollzugspolizei und Priva-
ten Sicherheitsdiensten konkret aussehen?  
16. In einigen Bundesländern wird ehrenamtliches Bürgerengagement zur 
Unterstützung des Polizeivollzugsdienstes im Bereich der kommuna-
len Kriminalprävention als unverzichtbar angesehen. Was ist Ihre 
Meinung dazu? 
17. Wie bewerten Sie den Freiwilligen Polizeidienst, den es auch in der 
Stadt „M“ gibt, für die dortige Sicherheits- und Ordnungslage? 
18. Auf welche Institutionen/Organisationen sollte die Sicherheits- und 
Ordnungspartnerschaft für die Stadt „M“ ausgeweitet werden? 
 
Modul 4: Bewertung  
19. Braucht die Stadt „M“ wirklich eine Stadtpolizei?  





1. Was genau tut Ihre Partei für Sicherheit und Ordnung in der Stadt „M“ 
 
Modul 1: Stadtpolizei  
2. Wie passt nun Ihres Erachtens die Stadtpolizei der Stadt „M“ in dieses 
Bild?  
Hermann Groß & Nathalie Hirschmann 
12 
3. Welche Kompetenzen muss bzw. soll man Ihrer Meinung nach für ei-
ne Tätigkeit bei der Stadtpolizei mitbringen? 
4. Wie stellen Sie sich die Arbeit eines Stadtpolizisten vor? 
5. Wo ist der Einsatz der Stadtpolizei Ihrer Meinung nach besonders 
sinnvoll? 
6. Wie nehmen Sie das Aufeinandertreffen von Stadtpolizisten mit dem 
Bürger so im Allgemeinen wahr? 
7. Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit zwischen Stadtpolizei und 
Ordnungsamt? 
 
Modul 2: Stadtpolizei - Vollzugspolizei 
8. Der Name „Stadtpolizei“ weist eine gewisse Nähe zur Vollzugspolizei 
auf. Wie bewerten Sie diese Nähe? 
9. Es gibt in der Stadt „M“ wie in vielen anderen Städten auch eine 
Sicherheits- und Ordnungspartnerschaft der Stadtpolizei mit der 
Vollzugspolizei. Was hat Ihre Partei konkret zum Entstehen dieser 
Kooperation beigetragen? 
10. Welche Veränderungen stellen Sie in der Arbeit der Vollzugspolizei 
durch die Tätigkeit der Stadtpolizei fest? 
11. Was unterscheidet die Stadtpolizei überhaupt noch von der 
Vollzugspolizei? Wo sehen Sie Schnittstellen, wo Abgrenzungen? 
12. Wie bewerten Sie im Allgemeinen das Verhältnis zwischen der 
Stadtpolizei und der Vollzugspolizei in der Stadt „M“? 
13. Welche Rückmeldungen zur Kooperation zwischen Stadtpolizei und 
Vollzugspolizei sind Ihnen von den Bürgern bekannt? 
 
Modul 3: Weitere Sicherheits- und Ordnungspartner  
14. Wie bewerten Sie den Freiwilligen Polizeidienst, den es auch in der 
Stadt „M“ gibt, für die dortige Sicherheits- und Ordnungslage?  
15. Sind Ordnungspartnerschaften zwischen Kommunen und privaten Si-
cherheitsdiensten aus politischer Sicht für die Stadt „M“ wünschens-
wert? 
16. In einigen Bundesländern wird ehrenamtliches Bürgerengagement zur 
Unterstützung des Polizeivollzugsdienstes im Bereich der kommuna-
len Kriminalprävention als unverzichtbar angesehen. Was ist Ihre 
Meinung dazu? 
17. Wie bewerten Sie den Freiwilligen Polizeidienst, den es auch in der 
Stadt „M“ gibt, für die dortige Sicherheits- und Ordnungslage? 
18. Auf welche Institutionen/Organisationen sollte die Sicherheits- und 
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Modul 4: Kooperations- und Interaktionsformen 
19. Wie gestaltet sich der Austausch, die Zusammenarbeit der Politik zu 
Verwaltung und Polizei?  
 
Modul 5: Bewertung  
20. Braucht die Stadt „M“ wirklich eine Stadtpolizei?  
21. Wie bewerten Sie abschließend die Zukunft der Stadtpolizei in der 
Stadt „M“? 
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